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StandpunkteFokus

Steuersparen? 
Hoffentlich!

Martin Janssen* über 
Schneider-Ammanns 

Offshore-Konto

Nähme die Schweiz nicht am 
internationalen Handel von Gü-
tern, Dienstleistungen und Ka-
pital teil, wäre sie eines der welt-
weit ärmsten Länder. Von einigen 
Dienstleistern und wenigen 
Beamten abgesehen, würden alle 
von uns zumeist mit einfachen 
Holzpflügen den kargen Boden 
bebauen und uns mehr schlecht 
als recht ernähren.

Jeder Ökonomiestudent lernt, 
dass Handel Wohlstand schafft. 
Damit der auch praktisch funktio-
niert, braucht es Firmen, die so-
wohl im Inland als auch im Aus-
land tätig sind. Und auch diese Fir-
men müssen sich im jeweils vorge-
gebenen Rahmen optimal verhal-
ten, wenn sie, wie alle ihre Kon-
kurrenten, überleben wollen. Löh-
ne, Dividenden und Zinsen müs-
sen nach internationalen Markt-
konditionen festgelegt werden. 
Und die Steuern müssen auf der 
Basis der geltenden Gesetze opti-
miert, das heisst möglichst vermie-
den werden. Jedes andere Verhal-
ten gefährdet das Überleben einer 
Unternehmung. Gelingt das einem 
Unternehmer, erhöht er die Über-
lebenswahrscheinlichkeit seines 
Unternehmens. Dafür sollte man 
ihn loben und nicht tadeln. 

Aus diesem Grund finde ich es 
billige Stimmungsmache, wenn 
jene, die nie Führungs- oder Fi-
nanzverantwortung für das Über-
leben eines kleinen lokalen Unter-
nehmens, geschweige denn einer 
international tätigen Firma tragen 
mussten, aus der Sicht der eige-
nen einfachen Welt Kritik an 
rechtlich korrektem und wirt-
schaftlich sinnvollem Verhalten 
solcher Firmen anbringen. Zah-
len denn diese Leute in ihrer 
 eingeschränkten Welt, in der sie 
oft nur zwangsweise eingeforder-
tes Geld anderer Leute ausgeben, 
freiwillig höhere Steuern? Hof-
fentlich nicht!

* Martin Janssen ist Finanzprofessor  

an der Universität Zürich

MEDIENMACHER

Es war ein kurzes, aber heftiges Seilziehen um ein 
defizitäres Kleinradio, das vor zwei Wochen in 
 Konkurs gegangen war. Am vergangenen Dienstag 
erhielt Roger Schawinski vom Konkursverwalter  
in Zürich den Zuschlag für den Jugendsender 105. 
Der bekannte Radiomann hat mutmasslich weit  
über eine Million Franken hingeblättert und  
damit andere Interessenten ausgestochen. Während 
des Verfahrens hat er gleich auch die Crew des  
Senders eingestellt. Nun leitet der 68-jährige ein  
Jugendradio.  

Gestern stieg die Party zur Wiederauferstehung  
von Radio 105 – richtig Grund zum Feiern hat  
indes kaum jemand in der Radioszene. Von  
33 kürzlich vom Bund untersuchten Sendern kommt 
nicht  einmal die Hälfte auf einen grünen Zweig. 
Nicht nur Radio 105 macht rückwärts, auch  
Schawinskis  Erwachsenensender Radio 1, das er  
vor sechs Jahren lancierte, ist defizitär. Betriebs-
verluste weisen auch Radio Bern 1, das Winterthurer 
Radio Top, Radio Grischa und das Innerschweizer 
Radio Central aus. Vor diesem Hintergrund ist Roger 
Schawinskis Kampf für Privatradios eindrucksvoll 
und lobenswert. Ob er nun mit zwei unprofitablen 
Stationen, die er künftig «aus einer Küche» bedienen 
will, Erfolg haben wird, ist unklar.  

Seit drei Dekaden rennen er und Dutzende Radio-
macher nahezu erfolglos gegen die Dominanz der 
SRG-Radios an, die derzeit von Schawinskis Freund 
Roger de Weck dirigiert werden. De Wecks Radios 
reichen bis in die hintersten Winkel des Landes – seit 
10 Jahren liegt der Marktanteil der DRS-Senderkette 
konstant bei rund 60 Prozent. Ausländische Stationen 
und hiesige Lokalradios teilen sich auf, was zuweilen 
in Minisendegebieten noch übrig bleibt. Roger de 
Wecks Radiotruppe in der Deutschschweiz ist rund 
18 Mal grösser als das soeben zusammengelegte 
Schawinski-Team. Beim zur Verfügung stehenden 
Geld fürs Radiomachen ist der Gegensatz zwischen 
beiden noch krasser.    

Auch wenn man Schawinski und seiner Crew  
scharenweise neue Hörer wünscht: Er bleibt  
angesichts der tonangebenden Massensender des  
anderen Roger der Nischen-Roger.  

medienmacher@sonntagszeitung.ch

Roger  
gegen Roger 
Simon Bärtschi

Die letzten Krieger 
gegen die Frauen

Für Bettina Weber ist es kein Zufall, dass der Kampf gegen 
Abtreibungen neu lanciert worden ist. Es ist die einzig 

verbliebene Möglichkeit, moderne Frauen zu disziplinieren 

«Unerwünschte 

Schwangerschaften 

wird es allen  

Verhütungsmitteln zum 

Trotz immer geben» 

sondern versucht, dafür eine Lö-
sung zu finden, nüchtern, sachlich 
und vernünftig, so unerfreulich 
das Thema auch ist und so unbe-
friedigend die Lösung letztlich 
auch sein mag. 

Wie entscheidend der Umgang 
mit Frauen für einen Staat ist, 
zeigt der amerikanische Soziolo-
gieprofessor David Jacobson in 
seinem Buch «Of Virgins and 
Martyrs – Women and Sexuality 
in Global Conflict». Für ihn ent-
zündet sich der Konflikt zwischen 
dem Westen und den arabischen 
Staaten an der Rolle der Frau. 
Während im Westen das Recht auf 
Selbstbestimmung Grundlage für 
den fortschrittlichen Staat sowie 

die Menschenrechte gewesen sei, 
gehe es in patriarchalischen Ge-
sellschaften um die Ehre. Diese 
seien nachgerade besessen von 
der Frau und von ihrer Reinheit; 
der weibliche Körper sei männli-
cher Besitz. Eine Vergewaltigung 
wird nach diesem Verständnis 
nicht als Verbrechen an der Frau 
verstanden, sondern als Ehrverlet-
zung gegenüber dem Besitzer, al-
so gegenüber Ehemann, Vater 
oder Bruder. Weibliches Selbst-
bestimmungsrecht existiert nicht. 

Diese lange auch bei uns herr-
schende Haltung manifestiert sich 
als hartnäckiges Überbleibsel in 
der Anti-Abtreibungs-Bewegung, 
sie ist die letzte Bastion der Eman-
zipationsgegner. Beispielhaft sind 
die USA, wo in den letzten drei 
Jahren in zahlreichen Bundesstaa-
ten die Gesetzgebung drastisch 
verschärft wurde; es ist  bereits von 
einem «Krieg gegen die Abtrei-
bung» die Rede, die «New York 
Times» schrieb gar von einem 
«Krieg gegen die Frauen». 

Dass das jetzt passiert, ist kein 
Zufall. Es schliessen mehr Frau-
en als Männer an der Uni ab. In 
den grossen Städten verdienen sie 
mehr als ihre gleichaltrigen Kol-
legen. Und, erstmals in der Ge-
schichte Amerikas, sind in 40 Pro-
zent der Haushalte mit Kindern 
die Frauen für das Haupteinkom-
men verantwortlich. 

Anders gesagt: Die weibliche 
Bevölkerung war noch nie so 
 unabhängig wie heute. Ihr einen 
straflosen Schwangerschaftsab-
bruch zu verunmöglichen, ist die 
einzig übrig gebliebene Möglich-

keit, sie zu disziplinieren, in die 
Schranken zu weisen, ihr die 

Selbstbestimmung abzu-
sprechen. 

Die Befürworter der Abtreibungs-
initiative haben eine Scheindebat-
te lanciert. Sie argumentieren mit 
den Kosten, weil Geld auf den 
 ersten Blick immer verfängt. Da-
rum geht es aber nicht. Wer genau 
hinhört, stellt fest, dass es um eine 
Bestrafung geht, um eine Diszipli-
nierungsmassnahme. 

Die Initianten verraten sich, 
wenn sie von «Wegwerfgesell-
schaft» sprechen. Und damit 
 suggerieren, Frauen würden ein 
Kind so nebenbei wegmachen 
 lassen, wie sie bei H & M ein neu-
es T-Shirt kauften, sozusagen 
zwischen Maniküre-Termin und 
Cüpli-Apéro. 

Abtreibungen sind aber kein 
Phänomen des Zeitgeists. Un-
erwünschte Schwangerschaften 
gab es schon immer. Manche 
Frauen versuchten, das Kind 
eigenhändig wegzumachen, mit 
grauenvollen Methoden, viele 
starben an den Folgen. Manche 
gingen zu Engelmacherinnen, in 
verdreckte Hinterzimmer, wo mit 
Kleiderbügeln gestochert wurde, 
viele überlebten auch das nicht. 
Die Verzweiflung ob des unge-
wollten Kindes im Bauch muss 
immens gewesen sein.

Damals gab es noch keine 
«Wegwerfgesellschaft». Abtrei-
bungen sind deshalb keine leicht-
fertigen Entscheide emanzipa-
tionsgestörter Frauen, die sich 
skandalöserweise beim Sex ver-
gnügen und dann die Folgen nicht 
tragen wollen. Unerwünschte 
Schwangerschaften sind seit jeher 
Realität, es wird sie allen Verhü-
tungsmitteln zum Trotz immer ge-
ben. Eine aufgeschlossene Gesell-
schaft verschliesst davor nicht 
die Augen, schreit nicht ein-
fach entrüstet «Mord!», 

nis weit kommen will, der muss 
neben allen konditionellen und 
psychischen Fähigkeiten und Fer-
tigkeiten sehr viel Geld auf der 
Seite haben. Kinder, deren Eltern 
nicht während mindestens 10 bis 
15 Jahren etwa 30 000 bis 50 000 
Franken pro Saison aufbringen 
können, sollten auf eine Tennis-
karriere verzichten. Leider sehe 
ich im Tennis wie auch in anderen 
Sportarten den Trend, dass Eltern 
sich diese Ausgaben nicht mehr 
leisten können und wollen. Falls 
wir Schweizer auch in Zukunft 
erfolgreiche Sportler haben wol-
len, dann muss endlich in den 
Nachwuchs investiert werden.
 MIRKO SPADA, LEITER 

 NATIONALE ELITESPORTSCHULE  
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MASSHALTEN BEI DER 
EINWANDERUNG
Erhöhung des Kapitalpuffers: 
Zinsschub steht bevor
SONNTAGSZEITUNG VOM 26. 1. 2014

Als eine Folge der Massenein-
wanderung sind in den letzten 

Jahren die Wohnkosten massiv 
gestiegen. Endlich meint es der 
Bundesrat ernst mit dem Kampf 
gegen die Immobilienblase. Die 
Banken müssen neu ihre Hypo-
theken mit mehr Eigenmitteln 
unterlegen. Diese werden sofort 
mit Zinsanpassungen reagieren. 
Die Konsequenz werden höhere 
Hypothekarzinsen sein, welche 
die Bevölkerung tragen muss. Der 
stark steigenden Nachfrage nach 
Wohnraum, mit zusätzlichem 
Druck auf die Preise und Hypo-
theken, sowie dem Ausverkauf 
der Heimat muss durch Masshal-
ten bei der Einwanderung Einhalt 
geboten werden.
 FRITZ KUNZ, THERWIL BL

KEINE WIRKUNG 
BEI GRAUEN HAAREN
Ärzte geben Antworten
SONNTAGSZEITUNG VOM 26. 1. 2014

Die Methode der Haarentfernung 
mit Laserbehandlung hilft bei 
weissen oder grauen Haaren 
nicht, da die Farbstoffe fehlen. 
Habe es am eigenen Leib erfah-

ren. Dies hätte meiner Meinung 
nach erwähnt werden sollen.
 VERENA HÜGIN, ITINGEN BL

LEUTHARD HAT DIE LAGE 
FALSCH EINGESCHÄTZT
Atomausstieg: Volk wählt 
zwischen Pest und Cholera
SONNTAGSZEITUNG VOM 16. 1. 2014

Die Mehrheit der Bevölkerung 
dürfte sich im Klaren sein, dass 
die Energiewende – so wie ge-
plant – nicht durchführbar ist. Die 
unrealistischen Verbrauchsziele 
wurden bereits aus dem Energie-
gesetz gestrichen. Das Volk müss-
te auch endlich Gelegenheit be-
kommen, sich an der Urne zu 
 äussern. Bundesrätin Leuthard 
hat die Lage ziemlich falsch ein-
geschätzt. Es war ihr aber sicher 
schon von Anfang an klar, dass es 
aus Gründen der Versorgungs-
sicherheit keine vorzeitige Ab-
schaltung der KKW Gösgen und 
Leibstadt geben darf. Diese sollen 
60 Jahre am Netz bleiben, womit 
Planungssicherheit für Nachrüs-
tungen bis Ende der Laufzeit ge-

geben wäre. Dies müsste die  
Verständigungslösung sein, umso 
eher, als klar ist, dass der Aus-  
bau der erneuerbaren Energien 
nur schleppend vorankommen 
dürfte und auch Gaskombikraft-
werke nicht unbedingt Investoren 
finden dürften.  
 HANS BURRI, ZÜRICH

GERECHTIGKEITSSINN 
KOMMT NICHT ZUM TRAGEN
«Wir leiden unter den ständig  
zu erhöhenden Tarifen»
SONNTAGSZEITUNG VOM 26. 1. 2014

Die SBB planen, die Billette bis 
2033 bis zu einem Drittel zu 
 erhöhen. Sofern während dieser 
Zeitspanne der Teuerungsaus-
gleich und Reallohnerhöhungen 
bei Klein- und Mittelverdienern 
ausbleiben, müssen diese dann 
wohl zu Hause bleiben. Und  
dies, obschon sie sich indirekt 
auch an den Bahnkosten betei- 
ligen müssen. Der Gerechtig-
keitssinn kommt somit nicht zum 
Tragen.  ARMIN ARNOLD, 

 KÖNIZ BE

LESERBRIEFE

«Doris Leuthard war sicher klar,  

dass es keine vorzeitige Abschaltung  

der KKW Gösgen und Leibstadt  

geben darf»»

HANS BURRI, ZÜRICH
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